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je gesondert an den

Kreistag des Landkreises Wesel/

Rat der Stadt Dinslaken/

Rat der Stadt Rheinberg/

Rat der Stadt Voerde/

Rat der Gemeinde Alpen/
z.Hd. Frau Birgit Amend-Glantschnig, Landrätin 

z.Hd. Frau Sabine Weiss, Bürgermeisterin

z.Hd. Frau Ute Schreyer, Bürgermeisterin

z.Hd. Herrn Leo Spitzer, Bürgermeister

z.Hd. Herrn Willi Jansen, Bürgermeister

15.03.2003

DSK-Steinkohlebergwerke Walsum und West/

Vorschlag der niederrheinischen Bürgerinitiativen für eine
„Gemeinsame Erklärung des Kreistages Wesel, der Räte der Städte Dinslaken, Rheinberg, Voerde und der Gemeinde Alpen“
Sehr geehrte/r ..., 

Nachdem die Rahmenbetriebsplanverfahren für die Bergwerke Lohberg und Ost angelaufen sind, bestätigen die moderaten Reaktionen der Betroffenen in aller Deutlichkeit unsere in den beiden vergangenen Jahren immer wieder differenzierend vorgetragene Aussage, wonach am Niederrhein – anders als an anderen Bergwerksstandorten der DSK – Bergbau im Konsens mit der betroffenen Bevölkerung nicht mehr möglich ist. 

Das hängt einzig und allein damit zusammen, dass die Menschen hier, denen heute immer noch zugemutet werden soll, in den z.T. tief unter Bemessungshochwasserpegel absinkenden Bergsenkungsmulden zu leben, nicht mehr bereit sind, die mit der Absenkung verbundenen erhöhten Überflutungs-, Lebens- und Schadensrisiken zu akzeptieren. Sie weisen darauf hin, dass außerhalb Deutschlands weltweit Bergbau unter großen Strömen „tabu“ ist und dass der durch die Bergwerke Walsum und West betriebene Bergbau deshalb eine im Wortsinn einzigartige und nicht mehr zeitgemäße Sonderrolle spielt.

Der Kreis Wesel, in besonderem Maße Dinslaken und Voerde, sowie auch Rheinberg und Alpen haben sich – durchaus auch im eigenen Interesse – während der Erörterungstermine und im Zusammenhang mit bereits anhängigen bzw. geplanten Verwaltungsgerichtsverfahren auf vorbildliche Weise an die Seite der betroffenen Bürger gestellt. Dafür möchten wir an dieser Stelle nochmals herzlichen Dank sagen. 

Erfreulicherweise registrieren wir inzwischen bei Lokal- und Regionalpolitikern über Parteigrenzen hinweg in zunehmendem Maße Verständnis und Unterstützung für die Anliegen und Sorgen der von uns vertretenen Betroffenen. Das führte dazu, dass heute allenthalben gefordert wird, dass in den Entscheidungsabwägungen über Abbauvorhaben oder den Erhalt bzw. die Aufgabe von Bergbaustandorten die Ängste und sonstigen vielfältigen Belange der Betroffenen sowie Aspekte der Nachhaltigkeit, der Gefahrenabwehr, des Umwelt- und Naturschutzes usw. gebührende Berücksichtigung finden müssten.

Dadurch ermutigt wenden wir uns heute an Sie mit dem Appell, durch eine koordinierte gemeinsame Aktion eine „Lösung der Vernunft“ zu initiieren. 

Die Zeit dafür ist reif. Haben doch DSK und IGBCE bereits im Vorfeld der anstehenden Entscheidung über die Nachfolgeregelung des im Jahre 2005 auslaufenden Kohlekompromisses die Notwendigkeit des Abbaus von Förderkapazitäten akzeptiert und die Schließung zweier Bergwerke vorgeschlagen. Es ist jedoch anzunehmen, dass diese Maßnahmen nicht ausreichen und deshalb darüber hinaus weitere Zechenstilllegungen wahrscheinlich sind.

Konsequenterweise kann es im Interesse der niederrheinischen Bevölkerung keine andere Entscheidung geben als die, zunächst die am wenigsten umweltverträglichen und mit den größten Gefährdungen verbundenen DSK-Bergwerke – das sind Walsum und West – zeitnah auslaufen zu lassen.

Vor diesem Hintergrund schlagen wir Ihnen vor, mit einer „gemeinsamen Erklärung“ die Bundesregierung und Landesregierung NRW dazu aufzufordern, in der Vereinbarung über die Anschlussregelung für den auslaufenden Kohlekompromiss Grundsätze festzuschreiben, nach denen sich die DSK einer solchen Entscheidung nicht entziehen kann. 

Wir würden es begrüßen, wenn Sie sich unserem Vorschlag anschließen könnten, und legen Ihnen beigefügt einen Textvorschlagsentwurf für eine solche Erklärung vor. 

Für die Mitglieder des Rates fügen wir .. Kopien unseres Schreibens bei und bitten, diese entsprechend zu verteilen.

Mit freundlichen Grüßen

........................................

(BiB)
........................................

(SGB)
........................................

(HSV-N)







Anlage: Textentwurf für eine „Gemeinsame Erklärung“

